
 

 

- Vorläufige - 
Ordnung für das Bachelor- und Master-
studium im Lehramt Informatik an der 

Universität Potsdam 
 

Vom 10. März 2005 
 
Der Fakultätsrat der Mathematisch-Naturwissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Potsdam hat 
auf der Grundlage des § 74 Abs. 1 Nr. 1 des Bran-
denburgischen Hochschulgesetzes (BbgHG) in der 
Fassung vom 6. Juli 2004 (GVBl. I S. 393) am 10. 
März 2005 folgende Ordnung für den Lehramtsstu-
diengang Informatik erlassen:1 
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I. Allgemeiner Teil 
 
§ 1  Inhalt und Ziel des Studiums  
 
(1) Auf der Grundlage des Ersten Gesetzes zur Än-
derung des Lehrerbildungsgesetzes vom 13. Februar 
2004 (GVBl. I S. 7) findet das Studium für das Lehr-
amt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und 
der Primarstufe an allgemein bildenden Schulen 
sowie für das Lehramt an Gymnasien statt.  
 
(2) Durch das Studium sollen die Studierenden 
grundlegende fachliche und fachdidaktische Kennt-
nisse und Fähigkeiten erwerben. Sie sollen lernen, 
nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 
Insbesondere sollen sie die fachliche Eignung er-
werben, um im angestrebten Lehramt einen lebendi-
gen Unterricht zu erteilen, der der großen Bedeu-
tung der Informatik in Wirtschaft und Gesellschaft 
gerecht wird. 
 
 
§ 2  Gliederung des Studiums  
 
(1) Das Studium ist modular aufgebaut. Es besteht 
aus zwei konsekutiven Stufen: einem Bachelorstudi-
um und einem darauf aufbauenden Masterstudium.  
 
(2) Das Bachelorstudium für das Lehramt an Gy mna-
sien gliedert sich wie folgt:  
1. Fach    89 LP 
Bachelorarbeit          6 LP 
2. Fach     70 LP  
Erziehungswis senschaften  15 LP   

180 LP  
 
(3) Das Bachelorstudium für das Lehramt für die 
Sekundarstufe I und die Primarstufe an allgemeinbil-
denden Schulen gliedert sich wie folgt:  
 
1. Fach     69 LP 
Bachelorarbeit     6 LP 
2. Fach     70 LP 
Erziehungswissenschaften  15 LP 
Primarstufenspez. Bereich  20 LP   
               180 LP 
 
(4) Das Masterstudium für das Lehramt an Gymn a-
sien gliedert sich wie folgt:  
 
1. Fach      25 LP 
2. Fach      25 LP 
Erziehungswissenschaften   30 LP 
Praktikum    20 LP 
Masterarbeit     20 LP   
    120 LP 



 

 

(5) Das Masterstudium für das Lehramt für die Se-
kundarstufe I und die Primarstufe an allgemeinbil-
denden Schulen gliedert sich wie folgt: 
 
1. Fach     20 LP 
Primarstufenspez. Bereich  10 LP 
Erziehungswissenschaften  25 LP 
Praktikum   20 LP 
Masterarbeit   15 LP   
    90 LP 
 
 
§ 3  Dauer des Studiums  
 
(1) Die Regelstudienzeit des Bachelorstudiums be-
trägt sechs Semester. Im Bachelorstudium werden 
grundlegende Denk- und Arbeitsweisen der Infor-
matik vermittelt.  
 
(2) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt 
für das Lehramt für die Bildungsgänge der Sekun-
darstufe I und der Primarstufe an allgemeinbilden-
den Schulen drei und für das Lehramt an Gymnasien 
vier Semester jeweils einschließlich der Zeit für die 
Anfertigung der Masterarbeit. Das Masterstudium 
umfasst einzelne Fachmodule, die sowohl der weite-
ren Vertiefung der Ausbildung als auch der Ve r-
knüpfung von fachspezifischer und fachdidakti-
scher Ausbildung dienen.  
 
(3) Um die Regelstudienzeit einhalten zu können, ist 
es zweckmäßig, die Module in einer bestimmten 
Reihenfolge zu belegen. Ihre Inhalte bauen vielfach 
aufeinander auf. Eine Orientierungshilfe für ein zeit-
lich abgestimmtes Studium gibt der Studienver-
laufsplan, der durch das Institut für Informatik be-
kannt gemacht wird. Bei Abweichung von diesem 
Plan ist zu beachten, dass die Voraussetzungen für 
einzelne Modulveranstaltungen erfüllt sein müssen. 
Bei der individuellen Studienplanung bieten die/der 
speziell für Lehramtsstudierende zuständige Stu-
dienfachberaterin/Studienfachberater der Informatik 
bzw. die/der Prüfungsausschussvorsitzende Hilfe.  
 
 
§ 4  Abschlussgrade  
 
Der Abschlussgrad des Lehramtsstudiums richtet 
sich nach dem 1. Fach. Ist Informatik das erste Fach, 
verleiht die Universität Potsdam durch die Mathe-
matisch-Naturwissenschaftliche Fakultät den Grad 
„Bachelor of Education“ bzw. „Master of Educati-
on“, abgekürzt als „B.Ed.“ bzw. „M.Ed.“.  
 
 
§ 5  Studien- und Lehrformen  
 
Das Studium erfordert die aktive Mitarbeit an ver-
schiedenen Lehrformen und ein intensives Selbst-
studium. Lehrformen sind: 
 
 
 

- Vorlesungen, 
sie dienen der kompakten Darstellung größerer Zu-
sammenhänge und systematisieren theoretisches 
Wissen. 
 
- Übungen, 
sie sind im allgemeinen vorlesungsbegleitende Ve r-
anstaltungen, in denen erworbenes Wissen disku-
tiert und mittels Übungsaufgaben gefestigt und 
vertieft werden kann. 
 
- Seminare, 
deren Gegenstand die Vertiefung von Informatikin-
halten anhand aktueller Forschungsthemen und 
Entwicklungstendenzen ist, wobei die Studierenden 
durch Vorträge und schriftliche Ausarbeitungen 
aktiv an der Gestaltung teilhaben. 
 
- Praktika, 
die dem Erwerb von Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Erfahrungen bei der selbständigen Bearbeitung von 
praktischen Aufgabenstellungen mit experimentel-
lem Charakter dienen. 
 
- Projekte, 
in denen die Studierenden - bevorzugt in Gruppen - 
während eines oder zweier Semester eine umfangrei-
chere Problemstellung bearbeiten. Sie sollen dabei 
nachweisen, dass sie sich innerhalb der Seminar-
phase des Projekts selbständig in ein größeres Ge-
biet der Informatik einarbeiten und das erworbene 
Wissen innerhalb der Entwicklungsphase zielgerich-
tet zur Erarbeitung neuer Erkenntnisse anwenden 
können. 
 
 
§ 6  Prüfungsausschuss  
 
(1) Vom Fakultätsrat der Mathematisch-Naturwis-
senschaftlichen Fakultät wird für den Lehramtsstu-
diengang ein Prüfungsausschuss bestellt, dem drei 
Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen des 
Faches, ein  akademischer Mitarbeiter bzw. eine 
Mitarbeiterin des Faches, ein Student bzw. eine 
Studentin angehören.  
 
(2) Die Amtszeit des Prüfungsausschusses beträgt 
zwei Jahre, die des studentischen Mitgliedes ein 
Jahr. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder 
des Ausschusses üben ihr Amt nach Ablauf einer 
Amtsperiode weiter aus, bis die Nachfolger  ihr Amt 
angetreten haben. Der Fakultätsrat kann mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit 
einen neuen Prüfungsausschuss bestellen.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus dem Kreise 
der ihm angehörenden Professorinnen/Professoren 
seinen/ihren Vorsitzenden/e und seinen/ihre Stell-
vertreter/in. Beschlüsse werden mit einfacher Mehr-
heit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des/der Vorsitzenden. Der Ausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder, darunter der/die Vorsitzende oder 



 

 

sein/ihr Stellvertreter/in, anwesend ist. Über die 
Sitzungen des Ausschusses wird Protokoll geführt. 
Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäfts-
ordnung geben.  
 
(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die 
Bestimmungen dieser Ordnung eingehalten werden, 
entscheidet in Zweifelsfragen zu Auslegungsfragen 
dieser Ordnung und gibt Anregungen zur Reform 
der Ordnung. Der Prüfungsausschuss ist insbe-
sondere zuständig für: 
  
1.  Entscheidung über Anträge von Studierenden 

oder Lehrkräften bezüglich der Anwendung 
dieser Ordnung.  

2.  Einordnung der Lehrveranstaltungen in Mo-
dule und Festlegung der Anzahl der Leis-
tungspunkte. (Beurteilungsgrundlage ist dabei 
der Vorschlag der jeweiligen Lehrkraft). 

3.  Zulassung zum Masterstudiengang.   
4.  regelmäßiger Bericht an die Fakultät über die 

Erfahrungen mit der Anwendung dieser Ord-
nung und gegebenenfalls Vorschläge zu ihrer 
Reform.   

5.  Anerkennung von Studien-, Graduierungs- 
und Prüfungsleistungen. 

6.  Erteilung von Prüfungsberechtigungen und 
Meldung an das Prüfungsamt. 

7.  Bestätigung des Lehrveranstaltungsangebots, 
der zugeordneten Leistungspunkte sowie des 
vorgesehenen Leistungserfassungsprozesses. 

8.  Festlegung von Disputationen oder Kollo-
quien zur Verteidigung von Bachelor- und 
Masterarbeiten. 

 
5) Der Prüfungsausschuss kann durch Beschluss 
Zuständigkeiten auf den Vorsitzenden bzw. die 
Vorsitzende und dessen/deren Stellvertreter über-
tragen. Übertragene Entscheidungen werden auf 
Antrag der Betroffenen dem Prüfungsausschuss zur 
Entscheidung vorgelegt.  
 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
deren Stellvertreter sind zur Amtverschwiegenheit 
verpflichtet. Sofern sie nicht dem öffentlichen 
Dienst angehören, sind sie durch den Vorsitzenden 
bzw. die Vorsitzende entsprechend zu verpflichten.  
 
 
§ 7  Nachteilsausgleich  
 
(1) Weist ein/e Studierende/r nach, dass er/sie we-
gen länger andauernder oder ständiger körperlicher 
Beeinträchtigung nicht in der Lage ist, Studien- und 
Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vor-
gesehenen Form zu erbringen, legt der Prüfungs-
ausschuss auf schriftlichen Antrag und in 
Absprache mit dem/der Studierenden und dem/der 
Prüfer/in Maßnahmen fest, durch die gleichwertige 
Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb einer 
verlängerten Bearbeitungszeit oder in anderer Form 
erbracht werden können.  
 

(2) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erstma-
lige Meldung zu Prüfungen, die Wiederholung von 
Prüfungen, die Gründe für das Versäumnis von 
Prüfungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der 
Krankheit/Behinderung des/der Studierenden der 
Krankheit/Behinderung und die dazu notwendige 
alleinige Betreuung eines/einer nahen Angehörigen 
gleich. Nahe Angehörige sind Kinder, Eltern, Groß-
eltern, Ehe- und Partner einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft.  
 
(3) Personen, die mit einem Kind, für das ihnen die 
Personenfürsorge zusteht, im selben Haushalt leben, 
sind berechtigt, einzelne Prüfungsleistungen und 
Hochschulprüfungen nach Ablauf der in den Prü-
fungsordnungen hierfür vorgesehenen Fristen abzu-
legen. Entsprechendes gilt für die Fristen zur Erbrin-
gung von Studienleistungen sowie für Wiederho-
lungsprüfungen. Fristen können nur um bis zu zwei 
Semester verlängert werden. Die Berechtigung er-
lischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die in 
Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen. Die 
Inanspruchnahme dieser Regelung erfolgt auf An-
trag. Über Einzelfallregelungen entscheidet der Prü-
fungsausschuss.  
 
 
§ 8  Anerkennung von Leistungen  
 
(1) Leistungen, welche Studierende außerhalb der 
Studiengänge, auf die sich diese Ordnung bezieht, 
erbracht haben und nachweis en, werden anerkannt, 
wenn Gleich- oder Höherwertigkeit im Vergleich zu 
entsprechenden Leistungen im Studiengang be-
steht, auf den sich diese Ordnung bezieht. Den 
Antrag auf Anerkennung stellen die Studierenden 
beim Prüfungsausschuss.  
 
(2) Bei Anerkennung einer Leistung wird jeweils die 
Anzahl der erreichten Leistungspunkte festgestellt.  
 
(3) Falls die anerkannte Leistung benotet ist und die 
Note aus einer Skala stammt, die auf die in dieser 
Ordnung verwendete Notenskala abbildbar ist, wird 
diese Note übernommen. Andernfalls bleiben die 
anerkannten Leistungspunkte unbenotet.  
 
(4) Leistungspunkte anderer Punktsysteme werden 
umgerechnet. Die Umrechnungen werden durch den 
Prüfungsausschuss festgelegt.  
 
 
§ 9  Leistungspunkte  
 
(1) Leistungspunkte (LP) sind zählbare Einheiten zur 
Darstellung erbrachter zeugnisrelevanter Leistun-
gen. Zu einem Leistungspunkt gehört die folgende 
Information:  
-  Modul, in dem er erbracht wurde, 
-  Benotungsinformation gemäß § 12, 
-  Lehrveranstaltung und Form der Erbringung. 



 

 

(2) Leistungspunkte werden jeweils zu den einzelnen 
Lehrveranstaltungen vergeben. Es können entweder 
nur alle der Lehrveranstaltung zugeordneten Leis-
tungspunkte vergeben werden oder keine. Durch die 
Vergabe der Leistungspunkte wird die erfolgreiche 
Teilnahme an der Lehrveranstaltung bescheinigt. 
 
(3) Die Höhe der Leistungspunkte entspricht den 
Credits des European Credit Transfer Systems 
(ECTS).  
 
(4) Die Benotungsinformation der Leistungspunkte 
wird von der Lehrkraft der jeweiligen Lehrveranstal-
tung auf Grund der von den Studierenden im Leis-
tungserfassungsprozess gezeigten Leistungen be-
stimmt (siehe § 10).  
 
 
§ 10  Leistungserfassungsprozess  
 
(1) Prüfungsleistungen werden im Rahmen eines 
studienbegleitenden Leistungserfassungsprozesses 
erbracht. Der Leistungserfassungsprozess dient 
dazu, dem Lehrpersonal die Information zu liefern, 
die es für die Entscheidung benötigt, ob es einem/r 
Studenten/in die Leistungspunkte für die betreffen-
de Lehrveranstaltung gibt und welche Note es in 
diesem Fall mit den Leistungspunkten verbindet. 
Der Leistungserfassungsprozess besteht aus einer 
Folge vom Lehrpersonal festgelegten und vom Prü-
fungsausschuss bestätigten veranstaltungsbegle i-
tenden Vorleistungen und Leistungserfassungs-
schritten, wie Klausuren, Referaten, Hausarbeiten, 
Belegarbeiten, Prüfungsgesprächen u.ä. und setzt 
eine regelmäßige Teilnahme voraus. Die Note eines 
Leistungserfassungsschritts wird durch zwei Prüfer 
festgestellt. 
 
(2) Der Leistungserfassungsprozess beginnt in der 
Regel frühestens zwei Wochen nach dem Beginn 
der Lehrveranstaltung und endet in der Regel spä-
testens mit dem Ende der auf die Lehrveranstaltung 
folgenden vorlesungsfreien Zeit.  
 
(3) Die Lehrkraft einer Lehrveranstaltung gibt die 
Form des zugehörigen Leistungserfassungsprozes-
ses spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung im 
Rahmen der Studienfachberatungsinformation (z. B. 
durch Aushang oder über das Internet) schriftlich 
bekannt.  
 
(4) Einsprüche gegen einen bekannt gegebenen 
Leistungserfassungsprozess sind schriftlich mit 
Begründung an den Prüfungsausschuss zu richten. 
Vor einer Entscheidung muss der Ausschuss 
den/die Einspruch-Einlegenden/e und die jeweilige 
Lehrkraft anhören.  
 
(5) Für Lehrveranstaltungen, die nicht speziell für 
den Lehramtsstudiengang Informatik angeboten 
werden, sondern aus anderen Studiengängen impor-
tiert werden, wird die Form des jeweiligen Leis-

tungserfassungsprozesses aus dem exportierenden 
Studiengang übernommen. 
 
(6) Nach der Bewertung eines Leistungserfassungs-
schrittes werden die Kandidaten/innen über das 
Ergebnis informiert und erhalten Einsicht in die 
jeweils für die Bewertung relevanten Unterlagen. Die 
Frist für die Einsichtnahme endet in der Regel zwei 
Monate nach Bekanntgabe der Bewertung. 
 
 
§ 11  Belegung von Lehrveranstaltungen  
 
(1) Belegungspunkte dienen der Erfassung der Be-
legung von Lehrveranstaltungen. Mit der Einschrei-
bung in das erste Fachsemester im Lehramt sstudium 
Informatik werden den Studierenden jeweils 120 
Belegungspunkte für das Bachelorstudium im ersten 
Fach des Lehramts an Gymnasien und 34 für die 
Fächer des Masterstudiums vergeben, sowie 92 
Belegungspunkte für das Bachelorstudium im zwei-
ten Fach bzw. für das erste und zweite Fach im Lehr-
amt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und 
der Primarstufe an allgemein bildenden Schulen. Im 
Masterstudium werden für das erste Fach im Lehr-
amt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und 
der Primarstufe an allgemein bildenden Schulen 27 
Belegungspunkte vergeben. 
 
(2) Mit der Belegung einer Lehrveranstaltung erklä-
ren die Studierenden ihre Absicht, an dem dieser 
Lehrveranstaltung zugeordneten Leistungserfas-
sungsprozess teilzunehmen. Die Belegung muss in 
der Regel spätestens innerhalb der ersten Woche 
vor Beginn des jeweiligen Leistungserfassungspro-
zesses erfolgen. Eine erfolgte Belegung kann bis 
zum Ende der vierten Woche der jeweiligen Lehrver-
anstaltung zurückgenommen werden. Über Aus-
nahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(3) Die Belegung erfolgt dadurch, dass die Studie-
renden ihre Belegungsabsicht der zuständigen Stelle 
mitteilen. Die erneute Belegung bereits erfolgreich 
absolvierter Lehrveranstaltungen ist nicht möglich.   
 
(4) Mit der Belegung einer Lehrveranstaltung redu-
ziert sich die Anzahl der den Studierenden  jeweils 
zur Verfügung stehenden Belegungspunkte - außer 
im Fall der Bachelor- oder Masterarbeit - um die 
Anzahl der Leistungspunkte, die die Studierenden 
mit dieser Lehrveranstaltung erwerben können. 
Ziehen die Studierenden die Belegung fristgerecht 
zurück, so erhalten sie die entsprechenden Bele-
gungspunkte zurück. Im ersten Fachsemester des 
Bachelorstudiums werden keine Belegungspunkte 
abgezogen, es können aber Leistungspunkte erwor-
ben werden. 
 
(5) Die Studierenden können keine Lehrveranstal-
tung mehr belegen, wenn die Zahl der noch verblie-
benen Belegungspunkte kleiner als die zum Ab-
schluss noch erforderlichen Leistungspunkte ist. In 



 

 

diesem Falle gilt das Studium nach dieser Ordnung 
als endgültig nicht bestanden.  
 
(6) Bei Studiengangs- oder Ortswechsel werden die 
Belegungspunkte, die zur Verfügung stehen, durch 
den Prüfungsausschuss unter Berücksichtigung der 
Einzelsituation im Sinne dieser Regeln festgelegt.  
 
 
§ 12  Notenskala  
 
(1) Als Noten zur Bewertung von Leistungen sind 
die folgenden Zahlenwerte zugelassen: 
 
1 = sehr gut  (eine hervorragende Leistung)  
2 = gut   (eine Leistung, die erheb-

lich über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt) 

3 = befriedigend (eine Leistung, die durchschnittli-
chen Anforderungen entspricht) 

4 = ausreichend  (eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen  
genügt) 

5 = nicht ausreichend  
  (eine Leistung, die we-

gen erheblicher Mängel den An-
forderungen nicht genügt)  

 
(2) Zur besseren Differenzierung können auch Zwi-
schennoten verwendet werden, so dass sich insge-
samt die folgende Notenskala ergibt:  
 
1,0; 1,3; 1,7; 2,0; 2,3; 2,7; 3,0; 3,3; 3,7; 4,0; 5,0  
 
(3) Ohne Änderung ihres Inhalts kann für die Noten 
anstelle der Zahlendarstellung auch die folgende 
Buchstabendarstellung verwendet werden:  

 
A; A-; B+; B; B-; C+; C; C-; D+; D; F  
 
 
§ 13  Zeugnisse, Urkunden, Bescheinigungen  
 
(1) Hat ein/e Studierende/r die zur Graduierung er-
forderlichen Leistungspunkte aller Teilbereiche des 
jeweiligen Lehramtsstudiums erworben, so erfolgt 
seine/ihre Graduierung ohne besonderen Antrag. In 
diesem Fall erhält er/sie ein Zeugnis. Im Zeugnis 
werden alle Lehrveranstaltungen unter Angabe der 
erworbenen Leistungspunkte, der Module und In-
formatikfächer gemäß § 16a und ggf. der Benotungs-
information aufgeführt. Außerdem gibt das Zeugnis 
eine Gesamtnote an.  
 
(2) Die Modul- bzw. die Gesamtnote ist das mit den 
Leistungspunkten gewichtete arithmetische Mittel 
aller Noten. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle 
hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen hinter dem Komma werden ohne Rundung 
gestrichen. Die Gesamtnote ergibt sich durch die 
folgende Abbildung:  

1,0 bis einschließlich 1,2: mit Auszeichnung  
1,3 bis einschließlich 1,5: sehr gut 
1,6 bis einschließlich 2,5: gut  
2,6 bis einschließlich 3,5: befriedigend  
3,6 bis einschließlich 4,0: ausreichend  

 
(3) Das Zeugnis wird mit dem Datum des Tages 
ausgestellt, an dem die letzte zum jeweiligen Ab-
schluss erforderliche Leistung erbracht wurde. Das 
Zeugnis wird von dem/der Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses des ersten Faches unterzeichnet; 
es trägt das Siegel der Universität Potsdam.  
 
(4) Neben dem Zeugnis wird mit dem gleichen Da-
tum eine Urkunde über die Verleihung des jeweiligen 
akademischen Grades ausgestellt, welche den Stu-
diengang ausweist.  
 
(5) Mit der Aushändigung der Urkunde wird die 
Berechtigung zur Führung des jeweiligen akademi-
schen Grades erworben.  
 
(6) Vor Abschluss des jeweiligen Studiums wird auf 
Antrag des/der Studierenden eine Bescheinigung 
ausgestellt. Diese enthält alle Lehrveranstaltungen, 
die der/die Studierende im jeweiligen Studiengang 
bislang belegt hat. Gleichzeitig werden die erworbe-
nen Leistungspunkte, Module und ggf. die Beno-
tungsinformation angegeben. Diese Bescheinigung 
wird im Falle der Exmatrikulation von der/dem Vo r-
sitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.  
 
 
§ 14  Versäumnis, Täuschung  
 
(1) Wenn Studierende ohne triftige Gründe die Teil-
nahme an einem Leistungserfassungsschritt ver-
säumen oder vor Beendigung des Leistungserfas-
sungsschrittes die Teilnahme abbrechen, wird eine 
nicht ausreichende Leistung registriert. Dasselbe 
gilt, wenn eine schriftliche Leistung ohne triftige 
Gründe nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-
tungszeit erbracht wird.  
 
(2) Die für das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen der Lehrkraft unverzüglich schrift-
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Im 
Krankheitsfall ist in der Regel die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes innerhalb von fünf Werktagen 
erforderlich. Erkennt die Lehrkraft die Gründe an, so 
wird ein neuer Termin anberaumt, für den keine 
erneuten Belegungspunkte eingesetzt werden mü s-
sen.  
 
(3) Versucht ein/e Kandidat/in, das Ergebnis einer 
Leistungserfassung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, 
gilt der entsprechende Leistungserfassungsschritt 
als mit „nicht ausreichend“ bewertet. Ein/e Kandi-
dat/in, der/die den ordnungsgemäßen Ablauf eines 
Leistungserfassungsschrittes stört, kann von der 
jeweiligen Lehrkraft oder der/dem Aufsichtsführen-
den von der weiteren Teilnahme an dem aktuellen 



 

 

Leistungserfassungsschritt ausgeschlossen wer-
den; in diesem Fall wird der betreffende Leistungser-
fassungsschritt mit „nicht ausreichend“ bewertet.  
 
 
II.  Bachelorstudium und Erweiterungsstudi-

um  
 
§ 15  Ziel des Bachelorstudiums  
 
(1) Der akademische Grad Bachelor of Education im 
Lehramtsstudium Informatik stellt einen ersten be-
rufsqualifizierenden akademischen Abschluss dar. 
Durch diesen Abschluss wird festgestellt, dass 
der/die Kandidat/in die Zusammenhänge des Faches 
überblickt, die Fähigkeit besitzt, grundlegende Me-
thoden und Erkenntnisse der Informatik anzuwen-
den und die für den frühen Übergang in die Berufs-
praxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse 
erworben hat. Die Lehrinhalte konzentrieren sich auf 
berufsfeldbezogene wissenschaftliche und prakti-
sche Grundlagen des Faches sowie erziehungswis-
senschaftliche und didaktisch-methodische Grund-
kenntnisse. Der Bachelorabschluss qualifiziert nicht 
für das Lehramt.  
 
(2) Im Erweiterungsstudium wird eine Lehrbefähi-
gung für das Fach Informatik erworben, wenn dieses 
Fach nicht Gegenstand eines Bachelorstudiums 
oder eines zurückliegenden Lehramtsstudiums ist 
bzw. war. Eine Veränderung des Lehramts, das in 
zwei anderen Fächern erworben wurde, erfolgt durch 
das Erweiterungsstudium nicht. Das Erweiterungs-
studium kann studienbegleitend oder bei Vo rliegen 
eines Abschlusses für zwei Fächer absolviert wer-
den.  
 
 
§ 16  Zugangsvoraussetzungen  
 
Voraussetzung für das Studium im Lehramtsstudium 
Informatik an der Universität Potsdam ist die allge-
meine Hochschulreife oder ein durch Rechtsvor-
schrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle 
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder das er-
folgreiche Ablegen der fachrichtungsbezogenen 
Eingangsprüfung nach § 25 Abs. 3 BbgHG.  
 
 
§16a  Informatikfächer 
 
Zum erfolgreichen Abschluss der Informatikstu-
diengänge an der Universität Potsdam ist eine breite 
Kombination von Themenkomplexen in hinreichen-
der Tiefe zu studieren. Es werden die folgenden fünf 
Teilgebiete (Fächer) der Informatik unterschieden: 

- Theoretische Informatik 
- Praktische Informatik 
- Technische Informatik 
- Angewandte Informatik 
- Humanwissenschaftliche Informatik. 

Diese fünf Teilgebiete werden als Informatikfächer 
bezeichnet. Mit der Ankündigung einer Lehrveran-

staltung gibt der Lehrende die Fachzuordnung sei-
ner Lehrveranstaltung an. 
 
 
§ 17  Inhalt des Bachelorstudiums  
 
(1) Im Bachelorstudium für das erste Fach für das 
Lehramt an Gymnasien sind folgende Lehrveranstal-
tungen in den aufgeführten Modulen zu belegen: 
 
Pflichtmodule Kerninformatik     60 LP 

- Grundlagen der Programmierung I     6 LP 
- Grundlagen der Programmierung II    6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb I     6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb II     6 LP 
- Mathematik für Informatiker I     6 LP 
- Mathematik für Informatiker II    6 LP 
- Technische Grundlagen I      6 LP 
- Technische Grundlagen II     6 LP 
- Theoretische Informatik I     6 LP 
- Theoretische Informatik II     6 LP 

 
Pflichtmodule Fachdidaktik      9 LP 
- Didaktik der Informatik I     6 LP 
- Schulpraktische Studien      3 LP 
 
Berufsfeldbezogenes Pflichtmodul     5 LP 
aus einem der Informatikfächer „Praktische Informa-
tik“ oder „Angewandte Informatik“. 
 
Wahlobligatorische Module    15 LP 
aus mindestens drei Informatikfächern gemäß §16a 
je 4 LP, darunter mindestens ein Seminar oder eine 
Projektgruppe. 
 
(2) Im Bachelorstudium für das erste Fach für das 
Lehramt für die Sekundarstufe I und die Primarstufe 
an allgemeinbildenden Schulen sind folgende Lehr-
veranstaltungen in den aufgeführten Modulen zu 
belegen:  
 
Pflichtmodule Kerninformatik     48 LP 
- Grundlagen der Programmierung I     6 LP 
- Grundlagen der Programmierung II     6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb I      6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb II      6 LP 
- Mathematik für Informatiker I       6 LP 
- Mathematik für Informatiker II      6 LP 
- Technische Grundlagen I      6 LP 
- Theoretische Informatik I      6 LP 
 
Pflichtmodule Fachdidaktik      9 LP 
- Didaktik der Informatik I      6 LP 
- Schulpraktische Studien       3 LP 
 
Berufsfeldbezogenes Pflichtmodul      5 LP 
aus einem der Informatikfächer „Praktische Informa-
tik“ oder „Angewandte Informatik“. 



 

 

Wahlobligatorische Module     7 LP 
aus mindestens zwei Informatikfächern gemäß §16a, 
darunter mindestens ein Seminar oder eine Projekt-
gruppe. 
 
(3) Im Bachelorstudium für das zweite Fach für das 
Lehramt für die Sekundarstufe I und die Primarstufe 
an allgemeinbildenden Schulen sowie für das zweite 
Fach für das Lehramt an Gymnasien sind folgende 
Lehrveranstaltungen in den aufgeführten Modulen 
zu belegen:  
 
Pflichtmodule Kerninformatik    48 LP 
- Grundlagen der Programmierung I   6 LP 
- Grundlagen der Programmierung II   6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb I    6 LP 
- Rechner- und Netzbetrieb II    6 LP 
- Mathematik für Informatiker I    6 LP 
- Mathematik für Informatiker II    6 LP 
- Technische Grundlagen I    6 LP 
- Theoretische Informatik I    6 LP 
 
Pflichtmodule Fachdidaktik     9 LP 
- Didaktik der Informatik I    6 LP 
- Schulpraktische Studien     3 LP 
 
Berufsfeldbezogenes Pflichtmodul    5 LP 
aus einem der Informatikfächer „Praktische Informa-
tik“ oder „Angewandte Informatik“. 
 
Wahlobligatorische Module   8 LP 
aus mindestens zwei Informatikfächern gemäß §16a 
je 4 LP, darunter mindestens ein Seminar oder eine 
Projektgruppe. 
 
(4) Im Erweiterungsstudium sind die Anforderungen 
identisch mit denen für das Studium des jeweiligen 
zweiten Faches. 
 
 
§ 18  Bachelorarbeit  
 
(1) Die Bachelorarbeit ist eine Prüfungsarbeit, mit 
der der Bachelorstudiengang abgeschlossen wird. 
Sie wird in der Regel im 1. Fach im letzten Semester 
geschrieben und soll zeigen, dass die Kandidatin 
oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer 
vorgegebenen Frist ein Problem aus einem Fach 
ihres oder seines Studiengangs mit wissenschaftli-
chen Methoden selbstständig zu bearbeiten und die 
Ergebnisse sachgerecht darzustellen.   
 
(2) Die Bachelorarbeit wird von einer vom Prüfungs-
ausschuss bestellten Prüferin oder von einem Prüfer 
aufgegeben und betreut. Für die Wahl der Themen-
stellerin oder des Themenstellers sowie für die The-
menerteilung hat die Kandidatin oder der Kandidat 
ein Vorschlagsrecht. Dies begründet keinen Rechts-
anspruch.  
 
(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses dafür, dass die Kandidatin 
oder der Kandidat rechtzeitig ein Thema für die 

Bachelorarbeit erhält und legt den Abgabetermin 
fest. Die Ausgabe des Themas erfolgt über das 
Prüfungsamt, wo der Zeitpunkt der Ausgabe akten-
kundig gemacht wird.  
 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit be-
trägt 6 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und 
Umfang der Arbeit sind so zu begrenzen, dass die 
Bearbeitungsfrist eingehalten werden kann. Das 
Thema kann nur einmal und innerhalb von zwei 
Wochen nach Beginn der Bearbeitungszeit zurück-
gegeben werden. Die Arbeit gilt mit der Abgabe 
beim Prüfungsamt oder bei der Poststelle der Uni-
versität vor Ablauf der Bearbeitungsfrist als fristge-
recht beendet.  
 
(5) Versäumt die/der Kandidat/in die Abgabefrist 
schuldhaft, so gilt die Arbeit als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Liegt ein wichtiger Grund für 
das Versäumen der Frist vor, kann die/der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses nach Rücksprache 
mit der/dem Betreuer/in eine Fristverlängerung bis 
zu einem Monat, im Krankheitsfall entsprechend der 
Dauer der Krankschreibung, gewähren.  
 
(6) Die Bachelorarbeit ist mit Maschine geschrieben 
und gebunden in drei Exemplaren vorzulegen. Sie ist 
mit Seitenzahlen, einem Inhaltsverzeichnis und ei-
nem Verzeichnis der benutzten Quellen und Hilfsmit-
tel zu versehen. Die Passagen der Arbeit, die frem-
den Werken wörtlich oder sinngemäß entnommen 
sind, müssen unter Angabe der Quellen gekenn-
zeichnet sein. Die Arbeit soll in der Regel 40 Seiten 
DIN A 4 nicht überschreiten. Am Schluss der Arbeit 
hat die/der Kandidat/in zu versichern, dass sie/er sie 
selbstständig verfasst sowie keine anderen Quellen 
und Hilfsmittel als die angegebenen benutzt hat.  
 
(7) Die Bachelorarbeit soll von zwei Gutach-
tern/Gutachterinnen innerhalb von zwei Monaten 
bewertet werden. Die/der Prüfer/in, die/der das 
Thema der Abschlussarbeit gestellt hat, begutachtet 
die Arbeit schriftlich und begründet ihre/seine Be-
notung  gemäß § 12. Die/der zweite Gutachter/in 
wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Bei vonein-
ander abweichender Benotung der beiden Gutach-
ten entscheidet innerhalb von zwei Wochen der 
Prüfungsausschuss nach Anhörung beider Gutach-
ter/innen abschließend, wobei das studentische 
Mitglied nur über eine beratende Stimme verfügt. 
 
(8) Zur Verteidigung der Arbeit kann der Prüfungs-
ausschuss eine Disputation oder ein Kolloquium 
ansetzen. Die Bewertung der Disputation oder der 
Leis tung im Kolloquium geht mit einem Fünftel in 
die Bewertung der Gesamtleistung der Bachelorar-
beit ein. 
 
(9) Eine mit „nicht ausreichend“ (5.0) bewertete 
Bachelorarbeit kann nur einmal wiederholt werden.  
 
 
 



 

 

§ 19  Abschluss des Bachelorstudiums  
 
Die Bachelorprüfung im Fach gilt als bestanden, 
sobald alle Leistungspunkte gemäß § 17 Abs. 1 bzw. 
2 erbracht wurden. Die Graduierung gemäß § 13 
Abs. 1 erfolgt, sobald alle Leistungspunkte in allen 
Bereichen gemäß § 2 Abs. 2 bzw. 3. 
 
 
III.  Masterstudium und Ergänzungsstudium  
 
§ 20  Ziel des Masterstudiums  
 
(1) Die Masterprüfung bildet einen zweiten berufs-
qualifizierenden Abschluss des Studiums für das 
Lehramtsstudium Informatik in einem auf dem Ba-
chelorstudium aufbauenden Studiengang. Durch die 
Masterprüfung wird festgestellt, ob der Kandi-
dat/die Kandidatin die Bereiche und Methoden der 
Informatik umfassend überblickt und sich in einem 
Schwerpunkt des Faches so spezialisiert hat, dass 
er/sie einen eigenen Forschungsbeitrag darin leisten 
kann. Der Masterabschluss qualifiziert für das Lehr-
amt. 
 
(2) Im Ergänzungsstudium wird die Lehrbefähigung 
für die Sekundarstufe I/Primarstufe um eine Ausbil-
dung für die Sekundarstufe II/Gymnasium ergänzt. 
Voraussetzung für die Aufnahme eines Ergänzungs-
studiums ist das Vorliegen einer Lehrbefähigung für 
das betreffende Fach für die Sekundarstufe I 
und/oder Primarstufe.  
 
 
§ 21  Zugangsvoraussetzungen  
 
(1) Bewerbungen auf Zulassung zum Masterstu-
diengang sind schriftlich beim Prüfungsausschuss 
einzureichen, der die Einzelheiten des Bewerbungs-
verfahrens regelt und über die Zulassung der Be-
werberinnen und Bewerber entscheidet.  
 
(2) Die Zulassung muss in der Regel versagt wer-
den, wenn die angemessenen Vorleistungen (in der 
Regel mindestens der Bachelorabschluss im Sinne 
dieser Ordnung) nicht erfüllt sind. Falls ein Nach-
holbedarf innerhalb der gesetzten Grenze vorliegt, 
kann der Prüfungsausschuss die Bewerberin/den 
Bewerber unter entsprechenden Nachholauflagen 
zulassen.  
 
(3) Ablehnungsbescheide werden den Bewerberin-
nen/Bewerbern vom Prüfungsausschuss schriftlich 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen mitge-
teilt.  
 
 
§ 22  Inhalt des Masterstudiums  
 
(1) Im Masterstudium für das erste und das zweite 
Fach für das Lehramt an Gymnasien sind folgende 
Lehrveranstaltungen in den aufgeführten Modulen 
zu belegen: 

Pflichtmodule     9 LP 
Didaktik der Informatik II    6 LP 
ein Seminar aus dem Informatikfach 
„Humanwissenschaftliche Informatik“  3 LP 
 
 
Wahlobligatorische Module   16 LP 
aus mindestens zwei Informatikfächern gemäß §16a 
je 6 LP 
 
(2) Im Masterstudium für das erste Fach für das 
Lehramt für die Sekundarstufe I und die Primarstufe 
an allgemeinbildenden Schulen sind folgende Lehr-
veranstaltungen in den aufgeführten Modulen zu 
belegen: 
 
Pflichtmodule      9 LP 
Didaktik der Informatik II     6 LP 
ein Seminar aus dem Informatikfach 
„Humanwissenschaftliche Informatik“   3 LP 
 
Wahlobligatorische Module   11 LP 
aus mindestens zwei Informatikfächern gemäß § 16a 
je 4 LP 
 
(3) Das Ergänzungsstudium ist für Bachelorabsol-
venten identisch mit dem Studium ihres abgeschlos-
senen Faches der gewünschten Abschlussart.  
 
 
§ 23  Masterarbeit  
 
(1) Die Masterarbeit wird im letzten Semester des 
Masterstudiums geschrieben. Sie soll zeigen, dass 
die/der Kandidat/in in der Lage ist, innerhalb einer 
vorgegebenen Frist ein Problem aus einem Fach, der 
Fachdidaktik oder der Erziehungswissenschaft selb-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu be-
arbeiten und die Ergebnisse sachgerecht darzustel-
len.  
 
(2) Die Masterarbeit wird von einer vom Prüfungs-
ausschuss bestellten Prüferin oder von einem Prüfer 
aufgegeben und betreut. Für die Wahl der Themen-
stellerin oder des Themenstellers sowie für die The-
menerteilung hat die Kandidatin oder der Kandidat 
ein Vorschlagsrecht. Dies begründet keinen Rechts-
anspruch. Die Ausgabe des Themas erfolgt über 
die/den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
durch das Prüfungsamt. Der Zeitpunkt der Ausgabe 
wird dort aktenkundig gemacht. Die Bearbeitungs-
zeit für das Thema der Masterarbeit beträgt 4 Mona-
te. Die Frist beginnt mit dem Tage der Übergabe des 
Themas der Masterarbeit durch das Prüfungsamt. 
Die Arbeit gilt mit der Abgabe der Masterarbeit beim 
Prüfungsamt oder bei der Poststelle der Universität 
vor Ablauf der viermonatigen Bearbeitungszeit als 
fristgerecht beendet.  
 
(3) Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb 
des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zu-
rückgegeben werden.  



 

 

(4) Versäumt die/der Kandidat/in die Abgabefrist 
schuldhaft, so gilt die Arbeit als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Liegt ein wichtiger Grund für 
das Versäumen der Frist vor, kann die/der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses nach Rücksprache 
mit der/dem Betreuer/in eine Fristverlängerung bis 
zu einem Monat, im Krankheitsfall entsprechend der 
Dauer der Krankschreibung, gewähren.  
 
(5) Die Masterarbeit ist eine für die Masterprüfung 
eigens angefertigte Arbeit in deutscher Sprache. In 
begründeten Ausnahmefällen kann der Prüfungs-
ausschuss auf Antrag der/des Kandidaten und nach 
Anhörung der/des Betreuerin/Betreuers die Anferti-
gung der Masterarbeit auch in einer anderen Spra-
che zulassen. Ist die Arbeit in einer Fremdsprache 
verfasst, muss sie als Anhang eine kurze Zusam-
menfassung in deutscher Sprache enthalten.  
 
(6) Die Masterarbeit ist mit Maschine geschrieben 
und gebunden in drei Exemplaren vorzulegen. Sie ist 
mit Seitenzahlen, einem Inhaltsverzeichnis und ei-
nem Verzeichnis der benutzten Quellen und Hilfsmit-
tel zu versehen. Die Passagen der Arbeit, die frem-
den Werken wörtlich oder sinngemäß entnommen 
sind, müssen unter Angabe der Quellen gekenn-
zeichnet sein. Die Arbeit soll in der Regel 80 Seiten 
DIN A 4 nicht überschreiten. Am Schluss der Arbeit 
hat die/der Kandidat/in zu versichern, dass sie/er sie 
selbstständig verfasst sowie keine anderen Quellen 
und Hilfsmittel als die angegebenen benutzt hat.  
 
(7) Die Masterarbeit wird von zwei Gutach-
tern/Gutachterinnen innerhalb von zwei Monaten 
bewertet. Die/der Prüfer/in, die/der das Thema der 
Masterarbeit gestellt hat, begutachtet die Arbeit 
schriftlich und begründet ihre/seine Benotung  
gemäß § 12. Die/der zweite Gutachter/in wird vom 
Prüfungsausschuss bestellt. Bei voneinander ab-
weichender Benotung der beiden Gutachten 
entscheidet innerhalb von zwei Wochen der 
Prüfungsausschuss nach Anhörung beider 
Gutachter/innen abschließend, wobei das 
studentische Mitglied nur über eine beratende 
Stimme verfügt.  
(8) Zur Verteidigung der Arbeit setzt der Prüfungs-
ausschuss eine Disputation oder ein Kolloquium an. 
Die Bewertung der Disputation oder der Leistung im 
Kolloquium geht mit einem Fünftel in die Bewertung 
der Gesamtleistung der Masterarbeit ein. 
 
(9) Eine mit „nicht ausreichend“ (5.0) bewertete 
Abschlussarbeit kann nur einmal wiederholt werden.  
 
 
§ 24  Abschluss des Masterstudiums  
 
Die Masterprüfung im Fach gilt als bestanden, so-
bald alle Leistungspunkte gemäß § 22 Abs. 1 bzw. 2 
erbracht wurden. Die Graduierung gemäß § 13 Abs. 
1 erfolgt, sobald alle Leistungspunkte in allen Berei-
chen gemäß § 2 Abs. 4 bzw. 5 erbracht wurden.  

IV.  Übergangs- und Schlussbestimmungen  
 
§ 25  Ungültigkeit der Graduierung  
 
(1) Hat ein/e Kandidat/in in einem Leistungserfas-
sungsprozess getäuscht und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, 
kann der Studienausschuss im Benehmen mit dem 
Fakultätsrat der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät nachträglich die 
betroffenen Leistungspunkte entziehen oder deren 
Noten entsprechend berichtigen. Dies kann die 
Annullierung der Graduierung zur Folge haben.  
 
(2) Waren die Voraussetzungen zur Teilnahme an 
einem Leistungserfassungsprozess nicht erfüllt, 
ohne dass der/die Kandidat/in täuschen wollte, und 
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
die Vergabe der Leistungspunkte beseitigt. Hat 
der/die Kandidat/in die Teilnahme vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsaus-
schuss im Benehmen mit dem Fakultätsrat der Ma-
thematisch-Natur-wissenschaftlichen Fakultät über 
die Rücknahme des Zeugnisses.  
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und ggf. 
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis 
ist auch die Graduierungsurkunde einzuziehen, 
wenn die Graduierung auf Grund einer Täuschung 
zu Unrecht erfolgte.  
 
(4) Die Bestimmungen über die Entziehung von 
akademischen Graden bleiben unberührt.  
 
 
§ 26  Übergangsbestimmungen  
 
Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, 
die nach In-Kraft-Treten dieser Ordnung im Leh-
ramtsbachelor- oder -masterstudiengang Informatik 
an der Universität Potsdam immatrikuliert werden. 
Die Fortgeltung der auf der Grundlage der Besonde-
ren Prüfungsbestimmungen für die Zwischenprü-
fung im Lehramtsstudium des Faches Informatik 
durchgeführten Prüfungen wird durch das In-Kraft-
Treten dieser Ordnung nicht berührt. Wer sich bei 
In-Kraft-Treten dieser Ordnung im Lehramtsstu-
diengang Informatik befindet, kann die Zwischen-
prüfung längstens bis zum 31. März 2007 nach den 
bei der Aufnahme des Studiums geltenden Rechts-
vorschriften ablegen.  
 



 

 

§ 27  In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten  
 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntma-
chungen der Universität Potsdam in Kraft.  
 
(2) Mit Ablauf des Wintersemesters 2006/2007 tre-
ten für die Studierenden des Lehramtsstudiengan-

ges Informatik die Besonderen Prüfungsbestimmun-
gen für die Zwischenprüfung im Lehramtsstudium 
des Faches Informatik an der Universität Potsdam 
vom 4. Juli 1996, veröffentlicht in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Potsdam (Am-
Bek. UP Nr. 13/1997 S. 255), außer Kraft. 

 
 
 
 
Anlage 1: Beschreibung der Module  
 
A. Bachelorstudium - Pflichtmodule  
 
Titel Grundlagen der Programmierung I 
Nummer 10001 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Einführung in die Problemlösung mit Algorithmen und Programmen, Grundlagen der Pro-

grammiersprachen 
Mögliche Prüfungsele-
mente 

- Vortrag 
- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungs-
vorleistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 

 
Titel Grundlagen der Programmierung II 
Nummer 10002 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Algorithmen und Datenstrukturen, Komplexität 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungs-
vorleistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 

 
Titel Rechner- und Netzbetrieb I 
Nummer 10003 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Grundlagen von Betriebssystemen, Arbeiten in Netzwerkumgebungen, Einführung in die 

Programmiersprache Java 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvor-
leistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 

 
 



 

 

Titel Rechner- und Netzbetrieb II 
Nummer 10004 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Java- und Unix-Vertiefungen: Klassen, Methoden, Ereignisse, Applets, Skripte, Graphiken, 

graphische Benutzeroberflächen 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvor-
leistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 

 
Titel Mathematik für Informatiker I 
Nummer 10005 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt mathematische Grundlagen für jede weiterführende Lehrveranstaltung des Informatikstu-

diums  
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungs-
vorleistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
Titel Mathematik für Informatiker II 
Nummer 10006 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt mathematische Grundlagen für jede weiterführende Lehrveranstaltung des Informatikstu-

diums  
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvor-
leistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 

 
Titel Technische Grundlagen I 
Nummer 10007 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Grundlagen digitaler Systeme beschrieben durch Boolesche Funktionen und abstrakte 

Automaten 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvor-
leistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 



 

 

 
Titel Technische Grundlagen II 
Nummer 10008 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Grundlagen der Rechnerarchitektur, theoretische Resultate und  

Auswirkungen auf die Architektur, praktisches Ve rständnis eines Beispiel-Rechners 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvor-
leistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
Titel Theoretische Informatik I 
Nummer 20001 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Konzepte und Denkweisen aus Automatentheorie, Formale Sprachen, Komplexitätstheorie 

und Berechenbarkeitstheorie 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvorlei-
stungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
Titel  Theoretische Informatik II 
Nummer 20002 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Konzepte und Denkweisen aus Automatentheorie, Formale Sprachen, Komplexitätstheorie 

und Berechenbarkeitstheorie 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungs-
vorleistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 



 

 

 
Titel Didaktik der Informatik I 
Nummer 30201 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Begriffsklärungen, Begründungen für das Schulfach Informatik, Unterrichtsformen, An-

fangsunterricht, Projektunterricht 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungsvorlei-
stungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
Titel Schulpraktische Studien 
Nummer 30203 
Leistungspunkte 3 
SWS 2 
Bestandteile - Seminar 

- Übung 
- Praktikum 

Inhalt schrittweise Einführung in die Didaktik und Methodik des Informatikunterrichts, zunächst 
beobachtend, dann experimentell unter Laborbedingungen und schließlich in der Realität 
an einer Partnerschule in der näheren Umgebung 

Prüfungselemente - Seminarvortrag 
- Fachgespräch 
- Seminarausarbeitung 

 
Titel Berufsfeldbezogenes Pflichtmodul 
Nummer je nach gewählter Lehrveranstaltung 
Leistungspunkte 5 
SWS 3-4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Seminar 
- Übung 
- Praktikum 

Inhalt Lehrveranstaltung aus einem der Informatikfächer „Praktische Informatik“ oder „Ange-
wandte Informatik“ mit besonderem Bezug zu schulspezifischen Problemen des Rechner-
einsatzes und der Netzwerkverwaltung 

Prüfungselemente - Klausur 
- Vortrag 
- Fachgespräch 
- Seminarausarbeitung 

Mögliche Prüfungsvorlei-
stungen 

- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
 
Wahlobligatorische Module 
 
Um den Studierenden die Möglichkeit einer individuellen Profilbildung und die Wahl eines bestimmten Schwer-
punktes zu gewährleisten, können zusätzliche Module und Einzelveranstaltungen aus dem Angebot des Instituts 
für Informatik und des Hasso-Plattner-Instituts für Softwaresystemtechnik im jeweils erforderlichen Umfang be-
legt werden. 



 

 

 
B. Masterstudium -  Pflichtmodule 
 
Titel Didaktik der Informatik II 
Nummer 30202 
Leistungspunkte 6 
SWS 4 
Bestandteile - Vorlesung 

- Übung 
Inhalt Fundamentale Ideen der Informatik und ideenorientierter Unterricht 
Prüfungselemente - Vortrag 

- Fachgespräch 
- Projektbearbeitung 
- Klausur 

Mögliche Prüfungs-
vorleistungen 

- schriftliche Bearbeitung von Übungsaufgaben 
- mündliche Mitarbeit in Übungsgruppen 
 

 
Titel Seminar aus dem Informatikfach „Humanwissenschaftliche Informatik“ 
Nummer je nach gewählter Lehrveranstaltung 
Leistungspunkte 3 
SWS 2 
Bestandteile - Seminar 
Inhalt Thema aus dem Informatikfach „Humanwissenschaftliche Informatik“ mit besonderem 

Bezug zur Schulpraxis  
Prüfungselemente - Vortrag 

- Seminarausarbeitung 
 
 
Wahlobligatorische Module 
 
Um den Studierenden die Möglichkeit einer individuellen Profilbildung und die Wahl eines bestimmten Schwer-
punktes zu gewährleisten, können zusätzliche Module und Einzelveranstaltungen aus dem Angebot des Instituts 
für Informatik und des Hasso-Plattner-Instituts für Softwaresystemtechnik im jeweils erforderlichen Umfang be-
legt werden. 
 


